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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung des Anhangs 
der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 zur Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Saatgut und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1674/72 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung und die Finanzierung 
der Beihilfe auf dem Saatgutsektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Saat- 
gut^), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie des Rates vom 30. Juni 1969 über 
den Verkehr mit Saatgut von öl- und Faser- 
pflanzen“), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
vom 20. Juli 1972*^), schreibt in Artikel 3 Absatz 1 
vor, daß Saatgut von Linum usitatissimum L. par- 
tim-/Faseriein nur in den Verkehr gebracht werden 
darf, wenn es als „Basissaatgut" oder „Zertifiziertes 
Saatgut" amtlich anerkannt worden ist. 

Die Erzeugung des zertifizierten Saatguts ist be- 
sonders kostspielig, und zwar sowohl für den Züch- 
ter auf Grund des begrenzten Marktes wie für den 
Vermehrer auf Grund des geringen Saatgutertrages 
und der Schwierigkeiten bei der Entkapselung. Die 
Landwirte benutzen aus diesem Grunde oft gering- 
wertiges Saatgut aus eigener Erzeugung. 

Es sollte deshalb die Möglichkeit geschaffen wer- 
den, die Erzeugung von zertifiziertem Saatgut von 
Faserlein durch die Gewährung einer Beihilfe zu 


fördern. Dieses Erzeugnis muß deshalb in den An- 
hang der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 aufgenom- 
men werden. 

Außerdem muß Artikel 1 Abs. 1 erster Unter- 
absatz der Verordnung (EWG) Nr. 1674/72 des Rates 
vom 2. August 1972 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Gewährung und die Finanzierung der Bei- 
hilfe auf dem Saatgutsektor ■‘) durch die Angabe der 
obengenannten Richtlinie ergänzt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
wird folgende Position hinzugefügt: 


Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 

Linum usitatissimum 

ex 12.01 L. partim Faserlein 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 10. Juli 1969, S. 3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 171 
vom 27. Juli 1972, S. 37 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 177 
vom 4. August 1972, S. 1 
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Artikel 2 

Artikel 1 Absatz 1 erster Unterabsatz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1674/72 wird wie folgt geändert: 
„ — wie es in der Richtlinie des Rates vom 14. Juni 

1966 über den Verkehr mit Futterpflanzensaat- 
gut und in der Richtlinie des Rates vom 
30. Juni 1969 über den Verkehr mit Saatgut von 
öl- und Faserpflanzenr beide zuletzt geändert 
durch die Richtlinie des Rates vom 20. Juli 1972, 
definiert ist." 


Artikels 

Diese Verordnung gilt ab 1. Juli 1973. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

•'>) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 11. Juli 1966, S. 2298/66 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Januar 1973 - 1/4 (IV/ 1 )-680 70-E-Ma 20/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 19. Dezember 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Gemäß den Vorschriften von Artikel 3 Absatz 1 der 
Richtlinie des Rates vom 30. Juni 1969 über den 
Verkehr mit Saatgut von öl- und Faserpflanzen 
darf Saatgut von Faserlein, das heißt von Lein, das 
für die Herstellung von Flachs bestimmt ist, nur in 
den Verkehr gebracht werden, wenn es als „Basis- 
saatguF' oder „Zertifiziertes Saatgut" amtlich aner- 
kannt ist. 

Die Erzeugung dieses Saatguts ist ziemlich kost- 
spielig. In der Tat sind die Züchterkosten hoch, weil 
die Absatzmöglichkeiten verhältnismäßig beschränkt 
sind. Der Gesamtbedarf der Gemeinschaft beträgt 
nur ungefähr 60 000 Doppelzentner jährlich. Außer- 
dem ist der Saatgutertrag gering: ein Doppelzentner 
ausgesätes Saatgut kann höchstens 8 bis 10 Doppel- 
zentner Saatgut erzeugen, und das erzeugte Saatgut 
kann nur bis zur zweiten Generation (R 2) in den 
Verkehr gebracht werden. Schließlich ist die Ernte 
dieses Saatgut, das als Nebenerzeugnis der Flachs- 
Erzeugung gilt, gleich viel welches angewandte Ver- 
fahren mit schwierigen und kostspieligen Behand- 
lungen verbunden (Entkapseln oder Gewinnung des 
Saatguts während des Flachsröstens am Boden oder 
im Wasser), 

Die Landwirte verwenden sehr oft, aus Gründen der 
höheren Kosten für zertifiziertes Saatgut, das selbst 
erzeugte Saatgut geringerer Qualität, was für die 
Flachsproduktion sowohl mengenmäßig wie quali- 
tätsmäßig nachteilige Auswirkungen hat. 


Die Berufsverbände und verschiedene Regierungs- 
behörden haben mehrmals der Kommission den 
Antrag gestellt, Leinfaser in die Listen des Anhangs 
der Verordnung Nr. 2358/71 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut -) auf- 
zunehmen, um somit für dieses Saatgut eine Beihilfe 
bei der Erzeugung gewähren zu können. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß einem solchen 
Antrag stattgegeben werden muß und daß eine 
mäßige Beihilfe bei der Erzeugung dieses Saatguts 
eine wirksame Anregung zur Erweiterung deren 
Verwendung darstellt. Die Grundverordnung Nr. 
2358/71 muß gemäß Artikel 3 Absatz 4 entsprechend 
geändert werden. Außerdem muß die Verordnung 
(EWG) Nr. 1674/72 des Rates vom 2. August 1972 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung 
und die Finanzierung der Beihilfe auf dem Saatgut- 
sektor ^), die sich bisher nur auf Futterpflanzensaat- 
gut beschränkte, durch die Angabe der Richtlinie 
von 1969 für Saatgut von öl- und Faserpflanzen 
ergänzt werden. 

Der beiliegende Vorschlag befaßt sich mit dieser 
Frage. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 10. Juli 1969, S. 3 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 177 
vom 4. August 1972, S. 1 
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